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Einleitung 

Es gehört zum Wesen des Bundesstaates, daß die staatlichen Aufgaben 
zwischen dem Zentralstaat und den Gliedstaaten aufgeteilt sind. Zu den 
wichtigsten Zuständigkeiten des Bundes gehört regelmäßig die Außen-
polit ik. Da aber die Außenpolitik selbst vielfält ig auf fast alle inner-
staatlichen Bereiche zurückwirkt, sprengt sie das System der Kompe-
tenzaufteilung nach Gesetzgebungsbereichen. Der immer stärker wer-
dende „Zusammenhang der Innenpolit ik mi t der Außenpolitik, für die 
der Bund allein zuständig ist"1 , läßt die Frage unausweichlich werden, 
ob die außenpolitische Gestaltungsfreiheit  des Bundes oder die Selb-
ständigkeit der Länder den Vorrang hat. 

Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mi t diesem bundesstaatlichen 
Problem. Ihr Ti tel müßte deshalb etwas ausführlicher  „Kulturhoheit 
der  Länder  und Auswärtige Gewalt des Bundes"  heißen. Denn nicht die 
Begriffe  Kulturhoheit und Auswärtige Gewalt stellen als solche schon 
Gegensätze dar; die Problematik ergibt sich erst aus der Zuständigkeit 
des Bundes für die auswärtigen Angelegenheiten und der Zuständigkeit 
der Länder für die Kul turpol i t ik . 

Solange es nur darum geht, die Bundesrepublik in internationalen 
Gremien zu repräsentieren, ist der Vorrang, ja die Alleinzuständigkeit 
des Bundes unbestritten. Zum Konf l ik t w i rd der latente Gegensatz erst 
bei dem Abschluß von Verträgen des Bundes, die Fragen der Landes-
gesetzgebung betreffen.  Wenn diese Verträge mi t ihrer innerstaatlichen 
Geltung den Rechtszustand der Länder ändern, dann steht die Forde-
rung nach unbeschränkter völkerrechtlicher Bindungsfähigkeit des Bun-
des der Forderung nach strikter Unantastbarkeit des Landesbereichs in 
voller Schärfe gegenüber. Die Kernfrage,  mi t der sich die vorliegende 
Arbeit zu beschäftigen hat, lautet deshalb: Darf  der Bund Verträge 
schließen, die Fragen der Landesgesetzgebung betreffen?  Wenn ja, hängt 
ihre innerstaatliche Geltung von einer Entscheidung der Länder ab? 

Da mi th in im folgenden sehr oft von den Verträgen des Bundes die 
Rede sein wird, die Gegenstände der Landesgesetzgebung betreffen, 
ergibt sich die Notwendigkeit, für sie eine abkürzende Bezeichnung zu 
finden. Sie werden hier „übergreifende  Verträge " genannt, wei l sie 

1 Werner Weber,  Spannungen und Kräfte im westdeutschen Verfassungs-
system, S. 75. 
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ihrem Gegenstand nach in das Gebiet der Landesgesetzgebung über-
greifen. Dieser Ausdruck selbst soll also keine wissenschaftliche Er-
kenntnis repräsentieren, sondern nur der vereinfachten Verständigung 
dienen. 

Da die Kul turpol i t ik neben der „Ausgestaltung der eigenen Verfas-
sungs- und Verwaltungsorganisation einschließlich des Kommunal-
wesens"2 nach dem Grundgesetz den Kern der Vorbehaltsmaterien der 
Länder bildet und im Gegensatz zu den übrigen Gebieten einer inter-
nationalen Regelung zugänglich ist, bildet das Schul- und Hochschul-
recht das Gebiet, auf dem sich der Gegensatz zwischen außenpolitischen 
Interessen des Bundes und der Eigenständigkeit der Länder am deut-
lichsten ausprägt. Die Lösung dieses Zuständigkeitskonflikts ist „um so 
dringender, als die Kulturabkommen mehr und mehr zum Bestandteil 
der allgemeinen Außenpolitik werden, die nicht den Gliedern, sondern 
dem Bundesstaat zusteht"3. 

Der sachliche Inhalt der Verträge ergibt jedoch keine juristische Kate-
gorie. Entscheidend ist nur die Frage, ob ein Vertragsgegenstand zum 
Bereich der Bundes- oder der Landesgesetzgebung gehört. Die Proble-
matik der übergreifenden  Verträge w i rd deshalb im folgenden ganz 
allgemein behandelt. Das gi l t besonders für den ersten Teil der Arbeit, 
der eine Übersicht über die entsprechende Rechtslage in den USA 
und der Schweiz gibt und die Rechtsentwicklung im Deutschen 
Kaiserreich und in der Weimarer Republik nachzeichnet. Hier sind 
auch die Vertragsschlußrechte der Gliedstaaten behandelt. Nicht i n ihren 
theoretischen Teilen, sondern nur in dem Abschnitt, der auf die Praxis 
der Bundesrepublik Deutschland eingeht, hat die Arbeit deshalb einen 
ausgesprochen kulturpolitischen Akzent (S. 58—63). Die Erörterung 
der durch das Grundgesetz getroffenen  Regelung im zweiten Tei l der 
Arbeit schließt wieder alle Verträge ein, die sich auf Vorbehaltsmate-
rien der Länder beziehen. 

2 Werner Weber , a.a.O, S. 77. 
s Mosler , ZaöRuVR, Bd. 16, S. 7. 



E r s t e r T e i l 

Rechtsvergleichender 
Historischer und Politischer Überblick 

A. Die Zuständigkeit zum Abschluß völkerrechtlicher 
Verträge in den USA und in der Schweiz 

I . Die USA 

1. Das Vertragsschlußrecht der Einzelstaaten 

a) Art . I, Abschnitt 10 der Verfassung der Vereinigten Staaten be-
stimmt: 
„(1) Ke in Einzelstaat darf  einen Vertrag, ein Bündnis oder eine Verbindung 

e ingehen. . . 

(3) Ke in Einzelstaat darf  ohne Zust immung des Kongresses.. . m i t einem 
anderen Einzelstaat oder mi t einer auswärtigen Macht Vereinbarungen 
oder Abkommen eingehen . . 

Damit sind den Einzelstaaten der Union drei Arten von völkerrecht-
lichen Verträgen, nämlich „treaties", „alliances" und „confederations" 
verboten; aber auch der Abschluß der verbleibenden „agreements" oder 
„compacts" ist ihnen nur mi t Zustimmung des Kongresses erlaubt. Wie 
sich die erstgenannte Gruppe von der zweiten unterscheidet, ist im ein-
zelnen nicht klar. Offenbar  sollte den Einzelstaaten die Möglichkeit, 
Vereinbarungen mehr technisch-verwaltungsmäßiger A r t einzugehen, 
erhalten bleiben. Eine eindeutige Kompetenzabgrenzung stellen die ge-
wählten Bezeichnungen aber nicht dar2. Fest steht jedoch, daß Verträge 
von grundsätzlicher politischer Bedeutung den Gliedstaaten verwehrt 
sind3. 

b) Diese Beschränkung hat dazu geführt,  daß die amerikanischen 
Gliedstaaten von den ihnen verbliebenen Möglichkeiten des Vertrags-

1 „(1) No State shall enter into any Treaty, All iance, or Confederat ion; . . . 
(3) No State shall, w i thout the Consent of Congress.. . enter into any 

Agreement or Compact w i t h another State, or w i t h a foreign Power . . . " 
t Crandall,  S. 141; Paur,  S. 21 f.; Bernhardt,  S. 77. 
8 Willoughby,  S. 306. 


